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Wesentlicher Inhalt des Jahresberichtsbeitrags 

Das Land trägt eine besondere Verantwortung für die Gesundheit seiner Beschäftigten. Der 
Landesrechnungshof (LRH) prüfte daher das Gesundheitsmanagement und den Umgang 
mit langzeiterkrankten Beschäftigten bei der Staatskanzlei und vier Ministerien1 (im Fol-
genden: Ministerien).  

Dabei stellte der LRH hinsichtlich des Gesundheitsmanagements fest, dass die Mehrheit 
der Rahmenkonzepte für das Gesundheitsmanagement über acht Jahre alt war und keine 
umfassende praktische Relevanz mehr hatten. Weiterhin stellte der LRH fest, dass die 
Mehrheit der Rahmenkonzepte keinen kontinuierlichen Verbesserungsprozess als Grund-
lage für das Gesundheitsmanagement vorsah. Der LRH stellte ferner fest, dass die Ministe-
rien von den grundsätzlich zur Verfügung stehenden Analyseinstrumenten zur Bedarfser-
mittlung insgesamt noch nicht umfassend und häufig genug Gebrauch machten. Die 
eingesetzten Analyseinstrumente und die Zeitintervalle für deren Anwendung reichten aus 
Sicht des LRH nicht aus, um davon ausgehen zu können, dass die geprüften Stellen den 
Gesundheitszustand und die Bedarfe ihrer Beschäftigten fortlaufend kennen.  

Auch die Rahmenkonzepte gaben nicht ausreichend vor, wie genau bei der Bedarfsermitt-
lung vorgegangen werden sollte. Hinsichtlich der Evaluation von Gesundheitsmanage-
ment-Maßnahmen stellte der LRH zudem fest, dass die Ministerien keine standardisierten 
Evaluationen durchführten und diese weitestgehend auch nicht konzeptionell verankert 
hatten. 

Der LRH empfahl daher Folgendes: 

                                                                    

1  Neben der Staatskanzlei wurden das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie; das Ministerium des Innern; das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung geprüft. 
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• Die Ministerien sollten die gesetzliche Pflicht zur regelmäßigen Fortentwicklung in ihre 
Rahmenkonzepte aufnehmen und dieser konsequent nachkommen. 

• Die Ministerien sollten einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess als Grundlage für 
das Gesundheitsmanagement in ihre Rahmenkonzepte integrieren. 

• Die Ministerien sollten systematische Bedarfsermittlungen und Evaluationen im Rah-
men des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses verbindlich in ihren Rahmenkonzep-
ten festschreiben. 

• Die Ministerien sollten behördeneigene Kennzahlen zum Gesundheitsmanagement 
festlegen. Sie sollten die Wirkung der Maßnahmen anhand dieser Kennzahlen überprü-
fen, indem sie standardisierte Evaluationen grundsätzlich nach jeder Maßnahme durch-
führen. 

Das Beamtenrecht sieht vor, dass die Dienstfähigkeit amtsärztlich überprüft werden kann, 
wenn Beamtete innerhalb eines halben Jahres drei Monate krank sind.2 Der LRH stellte fest, 
dass die Ministerien amtsärztliche Untersuchungen in knapp der Hälfte der Fälle nicht be-
auftragten. Bei den übrigen Fällen lagen zwischen der ersten Krankschreibung und der Be-
auftragung eines amtsärztlichen Gutachtens zur Überprüfung der Dienstfähigkeit im 
Durchschnitt 13 Monate. Damit machten die Ministerien von der Möglichkeit, die unteren 
Gesundheitsbehörden mit der Überprüfung der Dienstfähigkeit möglichst zeitnah zu be-
auftragen, nicht umfassend Gebrauch.  

Der LRH stellte weiter fest, dass bei Tarifbeschäftigten – anders als bei Beamteten – recht-
lich nicht sichergestellt ist, dass die Überprüfung der Arbeitsfähigkeit durch eine Amtsärz-
tin oder einen Amtsarzt erfolgt, selbst wenn die Ministerien dies wünschten. Zudem fehlte 
es bei der Untersuchung von Tarifbeschäftigten an Vorgaben, welche Informationen mit ei-
ner beauftragten Ärztin oder einem beauftragten Arzt ausgetauscht werden dürfen und 
sollen. Solche Vorgaben hatte es für Beamtete in Form der Verordnung über die amtliche 
Begutachtung der unteren Gesundheitsbehörde für den öffentlichen Dienst (VO-Begutach-
tung) gegeben.3 Mit Bedauern stellte der LRH fest, dass die VO-Begutachtung außer Kraft 
getreten ist.4  

Weiterhin stellte der LRH fest, dass es in Bezug auf die Prüfung der Arbeits- und Dienstfä-
higkeit kein hinreichendes Wissensmanagement gab.  

                                                                    

2  Vgl. § 26 Abs. 1 Satz 2 Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern i. V. m.  § 33 Abs. 1 Satz 3 
Gesetz über die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz – LBG NRW). 

3  SGV. NRW. 21260. 

4  Vgl. Drs. 18/10841, „Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz über die Errichtung des Landesamtes für Gesundheit und Arbeits-
schutz Nordrhein-Westfalen sowie zur Novellierung landesrechtlicher Vorschriften über den öffentlichen Gesundheitsdienst und den 
Arbeitsschutz“ vom 26.09.2024, S. 73 sowie Plenarprotokoll 18/96, Beschlussprotokoll der 96. Sitzung des Landtags Nordrhein-West-
falen am 04.06.2025 gemäß § 104 der Geschäftsordnung, Tagesordnungspunkt 2, „Gesetz über die Errichtung des Landesamtes für 
Gesundheit und Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen sowie zur Novellierung landesrechtlicher Vorschriften über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst und den Arbeitsschutz“ vom 04.06.2025. 
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Schließlich sind für die Prüfung der Dienstfähigkeit regelmäßig über 50 Gesundheitsämter 
zuständig. Durch eine Zentralisierung amtsärztlicher Untersuchungen können Synergieef-
fekte generiert werden.  

Der LRH empfahl daher Folgendes: 

• Die Ministerien sollten in den Verwaltungsvorschriften zur Ausführung der beamten-
rechtlichen Regelungen5 festlegen, dass in der Regel Beamtete, die innerhalb von sechs 
Monaten insgesamt drei Monate erkrankt sind, amtsärztlich untersucht werden. Aus-
nahmen von der Regel müssen begründet dargelegt werden.  

• Die Ministerien sollten Regelungen schaffen, die es ermöglichen, dass die im TV-L be-
schriebene Möglichkeit der Begutachtung der Arbeitsfähigkeit von Tarifbeschäftigten 
rechtssicher durch die Amtsärztinnen und Amtsärzte erfolgen kann. 

• Die Ministerien sollten einen Fragenkatalog zur Begutachtung der Arbeitsfähigkeit 
langzeiterkrankter Tarifbeschäftigter erstellen. 

• Die Ministerien sollten in Bezug auf das Wissensmanagement folgende Arbeitshilfen 
erstellen: Handlungsleitfäden, Musterschreiben und standardisierte Vorlagen, die die 
einzelnen Verfahrensschritte systematisch dokumentieren. Zudem sollten sie einen res-
sortübergreifenden Austausch etablieren. 

• Die Ministerien sollten eine Zentralisierung amtsärztlicher Untersuchungsstellen prü-
fen. 

Entwicklung seit Veröffentlichung des Jahresberichtsbeitrags 

Die Ministerien gaben bis Anfang Oktober 2025 weitere Stellungnahmen ab. Der LRH über-
sandte am 26.11.2025 weitere Folgeentscheidungen. 

Gesundheitsmanagement – Rahmenkonzepte regelmäßig fortentwickeln 

Empfehlung: Die Ministerien sollten die gesetzliche Pflicht zur regelmäßigen Fortentwicklung 
in ihre Rahmenkonzepte aufnehmen und dieser konsequent nachkommen. 

Ausweislich der Stellungnahmen zur ersten Folgeentscheidung des LRH beabsichtigen 
nunmehr vier Ministerien, die Empfehlung umzusetzen. Ein Ministerium sieht weiterhin kei-
nen Anpassungsbedarf: Es sei der Erfüllung der Pflicht, ein Rahmenkonzept für das Ge-
sundheitsmanagement zu implementieren, nachgekommen. Die dort verabredeten Ziele 
und Handlungsfelder hätten eine regelmäßige Fortentwicklung und Konkretisierung erfah-
ren. 

Der LRH begrüßte die Absicht der Ministerien, die Empfehlung umzusetzen. Ebenso be-
grüßte er die Ausführungen des Ministeriums, die Ziele und Handlungsfelder regelmäßig 

                                                                    

5  Namentlich ist dies die Verwaltungsvorschrift „zur Ausführung des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) und des Landesbeamtenge-
setzes (LBG NRW) VV d. Innenministeriums – 24-42.01.04-03.02-101 – v. 10.11.2009“. 
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fortzuentwickeln und zu konkretisieren. Gleichwohl betonte er weiterhin, dass das Rahmen-
konzept selbst einen Passus enthalten sollte, wonach es regelmäßig zu aktualisieren ist. Der 
LRH bat das Ministerium daher, ihm mitzuteilen, ob es die Empfehlung in Gänze umsetzen 
werde. Er bat die Ministerien ferner, ihm die finalisierten Rahmenkonzepte zu übersenden 
bzw. ihm den Zeitpunkt mitzuteilen, zu dem die Empfehlung umgesetzt sein soll. 

Kontinuierlichen Verbesserungsprozess in Rahmenkonzepten integrieren 

Empfehlung: Die Ministerien sollten einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess als Grund-
lage für das Gesundheitsmanagement in ihre Rahmenkonzepte integrieren. 

Alle Ministerien teilten zwischenzeitlich mit, die Empfehlung im Zuge der Aktualisierung ih-
rer Rahmenkonzepte umzusetzen. Der LRH begrüßte dies und sieht einen weiteren Aus-
tausch in der Sache als nicht erforderlich an. 

Bedarfe systematisch ermitteln 

Empfehlung: Die Ministerien sollten systematische Bedarfsermittlungen und Evaluationen im 
Rahmen des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses verbindlich in ihren Rahmenkonzepten 
festschreiben. 

Vier Ministerien gaben an, dass sie die Empfehlung im Zuge der Überarbeitung ihrer Rah-
menkonzepte umsetzen werden. Eine geprüfte Stelle äußerte sich nicht dazu, ob sie beab-
sichtigt, die Empfehlung auch auf konzeptioneller Ebene umzusetzen. Alle Ministerien be-
richteten, bereits wesentliche Schritte zur Umsetzung der Empfehlung in der Praxis 
eingeleitet zu haben.  

Der LRH begrüßte die geschilderten Entwicklungen. Er wies gleichwohl darauf hin, dass die 
Empfehlung – falls nicht beabsichtigt oder bereits umgesetzt – auch konzeptionell umge-
setzt werden sollte: Systematische Bedarfsermittlungen sollten im Rahmen des kontinuierli-
chen Verbesserungsprozesses verbindlich in den Rahmenkonzepten festgeschrieben und 
konkretisiert werden. Der LRH bat die Ministerien um Mitteilung des Umsetzungsstands 
der Empfehlung. 

Mit regelmäßigen Evaluationen Verbesserungspotenziale sichtbar machen 

Empfehlung: Die Ministerien sollten behördeneigene Kennzahlen zum Gesundheitsmanage-
ment festlegen. Sie sollten die Wirkung der Maßnahmen anhand dieser Kennzahlen überprü-
fen, indem sie standardisierte Evaluationen grundsätzlich nach jeder Maßnahme durchfüh-
ren. 

Hierzu teilten die Ministerien Folgendes mit: Drei von ihnen beabsichtigen, die Empfehlung 
umzusetzen und haben hierzu bereits Schritte eingeleitet. Die beiden anderen Ministerien 
haben die Empfehlung aufgegriffen und in der Praxis ebenfalls Schritte zur Umsetzung un-
ternommen. Gleichwohl machten sie keine Angaben dazu, inwiefern sie die Empfehlung – 
insbesondere auf konzeptioneller Ebene – umsetzen werden.  
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Der LRH begrüßte auch diese Schilderungen. Er betonte gleichwohl, dass die Ministerien 
systematische Evaluationen als Teil des kontinuierlichen Verbesserungsprozesses in den 
Rahmenkonzepten verbindlich verankern und konkretisieren sollten. Zudem merkte er an, 
dass Evaluationen möglichst standardisiert nach jeder Maßnahme oder Maßnahmenreihe 
durchgeführt werden sollten. Der LRH bat die Ministerien um weitergehende Stellung-
nahme und um Mitteilung des Umsetzungsstands. 

Verfahren bei längerfristiger Abwesenheit aus gesundheitlichen Gründen 

Empfehlung:  Die Ministerien sollten in den Verwaltungsvorschriften zur Ausführung der be-
amtenrechtlichen Regelungen6 festlegen, dass in der Regel Beamtete, die innerhalb von sechs 
Monaten insgesamt drei Monate erkrankt sind, amtsärztlich untersucht werden. Ausnahmen 
von der Regel müssen begründet dargelegt werden. 

Das zuständige Ministerium des Innern teilte mit, dass die Umsetzung der Empfehlung eine 
Prüfung der übrigen Inhalte der in Rede stehenden Verwaltungsvorschriften nach sich 
zieht. Dies sei sehr zeitintensiv. Da in den Verwaltungsvorschriften keine Ausführungen zu 
Dienstunfähigkeitsverfahren existieren, prüfe das Ministerium derzeit, in einem ersten 
Schritt Handlungsempfehlungen für Dienstunfähigkeitsverfahren zu erstellen. In einem 
zweiten Schritt sollten die Verwaltungsvorschriften dann insgesamt überarbeitet werden. 
Ein valider Zeitplan könne insoweit aktuell nicht benannt werden. Daher werde nun zu-
nächst unverzüglich in anderer geeigneter Form auf die vom LRH angesprochene Rechts-
lage verwiesen. Diese Hinweise würden sodann auch in den Ministerien im Sinne einer ein-
heitlichen Anwendungspraxis entsprechend umgesetzt. 

Der LRH begrüßte die geschilderten Vorhaben. Er regte an, die Handlungsempfehlungen 
der gesamten Landesverwaltung zur Verfügung zu stellen und diese mit dem bereits er-
stellten Handlungsleitfaden zu verknüpfen. Gleichwohl erwartet der LRH weiterhin, dass die 
Empfehlung möglichst zeitnah umgesetzt wird. 

Amtsärztinnen und Amtsärzte sollen langzeiterkrankte Tarifbeschäftigte untersuchen 

Empfehlung: Die Ministerien sollten Regelungen schaffen, die es ermöglichen, dass die im 
TV-L beschriebene Möglichkeit der Begutachtung der Arbeitsfähigkeit von Tarifbeschäftigten 
rechtssicher durch die Amtsärztinnen und Amtsärzte erfolgen kann. 

In Bezug auf diese Empfehlung teilten die Ministerien nunmehr mit, dass sie die Aufnahme 
einer Regelung im „Gesetz über die Anwendung beamten- und besoldungsrechtlicher Vor-
schriften auf nichtbeamtete Angehörige des öffentlichen Dienstes“ vom 06.10.1987 als ge-
eignete Möglichkeit ansehen, Amtsärztinnen und Amtsärzte zu verpflichten, den Auftrag 
zur Überprüfung der Arbeitsfähigkeit von Tarifbeschäftigten des Landes anzunehmen. Die 
Federführung für dieses Gesetz liege beim Ministerium der Finanzen (FM). Die Ministerien 

                                                                    

6  Namentlich ist dies die Verwaltungsvorschrift „zur Ausführung des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) und des Landesbeamtenge-
setzes (LBG NRW) VV d. Innenministeriums – 24-42.01.04-03.02-101 – v. 10.11.2009“. 
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haben das FM daher um Prüfung gebeten, ob das Gesetz um eine entsprechende Rege-
lung ergänzt werden könne. Das Ergebnis der Prüfung stehe noch aus. 

Der LRH begrüßte die geschilderten Entwicklungen. Er bat die Ministerien, ihm das Ergeb-
nis der Prüfung mitzuteilen. 

Empfehlung: Die Ministerien sollten einen Fragenkatalog zur Begutachtung der Arbeitsfähig-
keit langzeiterkrankter Tarifbeschäftigter erstellen. 

Die Ministerien hatten diese Empfehlung bereits zum Zeitpunkt des Jahresberichtsbeitrags 
umgesetzt. 

Wissensmanagement etablieren 

Empfehlung: Die Ministerien sollten in Bezug auf das Wissensmanagement folgende Arbeits-
hilfen erstellen: Handlungsleitfäden, Musterschreiben und standardisierte Vorlagen, die die 
einzelnen Verfahrensschritte systematisch dokumentieren. Zudem sollten sie einen ressort-
übergreifenden Austausch etablieren. 

Die Ministerien hatten diese Empfehlung bereits zum Zeitpunkt des Jahresberichtsbeitrags 
umgesetzt. 

Zentralisierung amtsärztlicher Untersuchungen prüfen 

Empfehlung: Die Ministerien sollten eine Zentralisierung amtsärztlicher Untersuchungsstellen 
prüfen. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Jahresberichtsbeitrags hatte das Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales (MAGS) angegeben, es befasse sich mit der Frage, wie eine 
Zentralisierung amtsärztlicher Untersuchungsstellen konkret gestaltet werden könne. Im 
Nachgang zur Veröffentlichung des Jahresberichts teilte das MAGS dem LRH mit, die be-
stehenden Begutachtungsverfahren in anderen Bundesländern ausführlich recherchiert so-
wie die Modelle hinsichtlich deren Umsetzbarkeit und Wirtschaftlichkeit für NRW umfas-
send und ergebnisoffen geprüft zu haben. Es habe sich insbesondere mit dem Modell in 
Baden-Württemberg auseinandergesetzt. 

Das MAGS stellte die Wirtschaftlichkeit einer (Teil-)Zentralisierung in Frage: Es teilte etwa 
mit, dass sich die Anzahl der Gutachtenaufträge zur Prüfung der Dienst(un)fähigkeit bei ei-
ner (Teil-)Zentralisierung nicht ändern würde. Entsprechend würden die vom Land zu zah-
lenden Kosten nicht geringer werden. Im Gegenteil: Bei einer durch das Land vorgegebe-
nen Umstrukturierung zu (teil-)zentralisierten Gutachtenstellen würden zusätzliche Kosten 
für Personal entstehen. Diese wären gemäß des Konnexitätsgrundsatzes durch das Land zu 
finanzieren.  

Das MAGS verwies zudem darauf, dass es eine Umfrage über die kommunalen Spitzenver-
bände bei den unteren Gesundheitsbehörden zu Fallzahlen, Ressourcenaufwand und Mög-
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lichkeiten der Verbesserung der Begutachtungsverfahren geplant hatte. Die Umfrage hät-
ten die Verbände abgelehnt: Sie hätten keinen Bedarf für Strukturveränderungen gesehen. 
Das MAGS gab weiter an, eine Übertragung des Modells in Baden-Württemberg halte es 
nicht für möglich. Ausführungen zur Übertragbarkeit der Modelle anderer Bundesländer 
enthielt die Stellungnahme des MAGS nicht. 

Der LRH begrüßte die geschilderten Schritte des Ministeriums zur Umsetzung der Empfeh-
lung. Gleichwohl gab er zu bedenken, dass diese noch nicht die Anforderungen an die er-
betene fundierte Analyse der Wirtschaftlichkeit erfüllen. Angezeigt ist die Durchführung ei-
ner ordnungsgemäßen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung der verschiedenen denkbaren 
Organisationsmodelle.7 In dieser sind die erwarteten monetären und nicht-monetären Vor- 
und Nachteile der jeweiligen Modelle hinreichend zu bewerten. Optimierungspotenziale 
einer (Teil-)Zentralisierung zeigen sich nicht allein in geringeren monetären Gutachtenkos-
ten. Vielmehr könnten sich Vorteile ergeben, die einen potenziellen (kurzfristigen) Mehr-
aufwand rechtfertigen könnten (etwa Bündelung von Fachwissen).8 Während des Prüfungs-
verfahrens hatten drei Ministerien angegeben, die Idee der Zentralisierung grundsätzlich 
zu befürworten. Neben Baden-Württemberg haben noch weitere Bundesländer die amts-
ärztliche Untersuchung der Dienstfähigkeit zentralisiert. Für den LRH war anhand der Aus-
führungen des MAGS noch nicht nachvollziehbar, welche Erkenntnisse das MAGS aus den 
dortigen Modellen ableitete.  

Der LRH bat vor diesem Hintergrund um Übersendung einer ordnungsgemäßen Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchung bzw. – alternativ – um die Mitteilung des Bearbeitungsstandes.  

Fazit 

Der LRH steht hinsichtlich seiner Empfehlungen in einem konstruktiven Austausch mit den 
Ministerien, der derzeit noch andauert. Er begrüßt, dass die Ministerien bereits viele der 
Empfehlungen umgesetzt haben bzw. dies anstreben. Gleichwohl sind noch einige wesent-
liche Punkte insbesondere in Bezug auf die Prüfung der Dienst- und Arbeitsfähigkeit offen, 
die einer weiteren Klärung bedürfen. Dem LRH ist bewusst, dass die Umsetzung der noch 
offenen Punkte zeitintensiv ist. Er hat die Ministerien daher bis April 2026 zum Prüfungsteil 
„Umgang mit Langzeiterkrankten“ und bis Juli 2026 zum Prüfungsteil „Gesundheitsma-
nagement“ um weitere Stellungnahmen gebeten. 

Das Prüfungsverfahren dauert an. 

                                                                    

7  Als solche hatte das MAGS selber die folgenden identifiziert: die Teilzentralisierung durch einen freiwilligen Zusammenschluss von 
Kommunen als zentrale Gutachtenstelle(n), die Einrichtung einer zentralen Gutachtenstelle für das Land sowie die Einrichtung meh-
rerer dezentraler Gutachtenstellen durch das Land. 

8  Einige dieser Überlegungen lagen auch der Einrichtung der medizinischen Gutachtenstellen in BW zugrunde (vgl. ebd., S. 62, 91). 


